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Text 

ARTIKEL 14 (ex-Artikel J.4) 

(1) Der Rat nimmt gemeinsame Aktionen an. Gemeinsame Aktionen betreffen spezifische 
Situationen, in denen eine operative Aktion der Union für notwendig erachtet wird. In den gemeinsamen 
Aktionen sind ihre Ziele, ihr Umfang, die der Union zur Verfügung zu stellenden Mittel sowie die 
Bedingungen und erforderlichenfalls der Zeitraum für ihre Durchführung festgelegt. 

(2) Tritt eine Änderung der Umstände mit erheblichen Auswirkungen auf eine Angelegenheit ein, 
die Gegenstand einer gemeinsamen Aktion ist, so überprüft der Rat die Grundsätze und Ziele dieser 
Aktion und trifft die erforderlichen Entscheidungen. Solange der Rat keinen Beschluß gefaßt hat, bleibt 
die gemeinsame Aktion bestehen. 

(3) Die gemeinsamen Aktionen sind für die Mitgliedstaaten bei ihren Stellungnahmen und ihrem 
Vorgehen bindend. 

(4) Der Rat kann die Kommission ersuchen, ihm geeignete Vorschläge betreffend die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik zur Gewährleistung der Durchführung einer gemeinsamen Aktion zu 
unterbreiten. 

(5) Jede einzelstaatliche Stellungnahme oder Maßnahme, die im Rahmen einer gemeinsamen Aktion 
geplant ist, wird so rechtzeitig mitgeteilt, daß erforderlichenfalls eine vorherige Abstimmung im Rat 
stattfinden kann. Die Pflicht zur vorherigen Unterrichtung gilt nicht für Maßnahmen, die eine bloße 
praktische Umsetzung der Entscheidungen des Rates auf einzelstaatlicher Ebene darstellen. 

(6) Bei zwingender Notwendigkeit aufgrund der Entwicklung der Lage und mangels einer 
Entscheidung des Rates können die Mitgliedstaaten unter Berücksichtigung der allgemeinen Ziele der 
gemeinsamen Aktion die erforderlichen Sofortmaßnahmen ergreifen. Der betreffende Mitgliedstaat 
unterrichtet den Rat sofort über derartige Maßnahmen. 

(7) Ein Mitgliedstaat befaßt den Rat, wenn sich bei der Durchführung einer gemeinsamen Aktion 
größere Schwierigkeiten ergeben; der Rat berät darüber und sucht nach angemessenen Lösungen. Diese 
dürfen nicht im Widerspruch zu den Zielen der gemeinsamen Aktion stehen oder ihrer Wirksamkeit 
schaden. 


